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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

07.08.2023 

Geschäftszahl 

Ra 2023/03/0144 

Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie Ra 2018/08/0074 E 24. Juli 2018 RS 1 

Stammrechtssatz 

§ 10 Abs. 1 letzter Satz AVG eröffnet einer zur berufsmäßigen Parteienvertretung befugten Person die 
Möglichkeit, sich anstelle des urkundlichen Nachweises lediglich auf die erteilte Vollmacht zu berufen. 
Das bedeutet nicht, dass die Berufung auf die erteilte Vollmacht nach § 10 Abs. 1 AVG das Vorliegen 
einer - auch im Innenverhältnis wirksam zustande gekommenen - Vollmacht ersetzen kann; es entfällt 
lediglich die Pflicht des urkundlichen Nachweises eines zustande gekommenen 
Bevollmächtigungsverhältnisses. Treten Zweifel über den Inhalt und Umfang sowie über den Bestand 
einer Vertretungsbefugnis auf, so ist die Behörde (bzw das Verwaltungsgericht) nach § 10 Abs. 2 AVG 
(iVm § 17 VwGVG) befugt, sich Klarheit darüber zu verschaffen und die Vollmacht nach den 
Vorschriften des bürgerlichen Rechtes zu beurteilen (vgl. VwGH 8.7.2004, 2004/07/0101). 
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